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2017 ... nach sieben Jahren wird die 
Audiovisuelle Medienrichtlinie geändert 

Der Mediengebrauch zwischen den Generationen ist im 
Wandel. Serien haben massenhaft ihre Fans. Video on 
Demand ist neben den Programmangeboten öffentlicher und 
privater TV-Anstalten und Rundfunkanbieter fest etabliert. 

Vieles ist neu und fair für die buntere Medienlandschaft 
Europas zu regeln. Darunter fallen die Kennzeichnung 
der Werbung, der Jugendschutz, Rahmenbedingungen 
für Medienpluralismus, Vielfalt und Meinungsfreiheit 
und gleichfalls die Haftung für und den Ausschluss von 
hatespeech und diskriminierenden Inhalten. Ebenso 
bewegt die Förderung europäischer Produktionen, 
Barrierefreiheit, der Zugang zu qualitativ hochwerten 
Informationen, auch grenzüberschreitend, die 
Gleichbehandlung bei der redaktionellen Verantwortung 
in linearen (traditionelles TV, Rundfunk) und nichtlinearen 
Medien (Internetproduktionen) und vieles mehr. 

Im Mai 2015 veröffentlichte die Europäische Kommission 
Umrisse ihrer Digitalen Binnenmarktstrategie (DSM-
Strategie). Eng damit verbunden ist auch die Revision der 
Audiovisuellen Medienrichtlinie (Audiovisual Media Services 
Directive - AVMD) vom März 2010. Die Videosharing-
Plattformen, die wir heute kennen, Streamingdienste (VoD) 
und die weithin zerklüftete analoge und digitale Medienwelt, 
wie wir sie heute nutzen, war vor sieben Jahren nur zu 
erahnen.

Wohin will die Kommission mit der 
Audiovisuellen Medienrichtlinie 
(AVMD)?
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Die Debatten nach dem Kommissionsvorschlag 
vom 25. Mai 2016 
Als die Kommission ihre Vorschläge vorstellte, sagte der für 
den digitalen Binnenmarkt zuständige Vizepräsident Andrus 
Ansip: „Ich wünsche mir, dass Online-Plattformen sowie 
die audiovisuelle und die kreative Branche zu Motoren der 
digitalen Wirtschaft werden. Sie sollten nicht durch unnötige 
Vorschriften ausgebremst werden. Sie benötigen die Sicher-
heit eines modernen und fairen Rechtsrahmens...“.
Neben einer Stärkung nationaler Regulierungsstellen, mehr 
Jugendschutz, einer Werbeliberalisierung bis zum Produkt-
placement, kam der Vorschlag, dass Netflix und Co mehr für 
europäische Inhalte tun sollen, indem sie 20% europäischer 
Filme und Serien in ihr Angebot aufnehmen und prominent 
bewerben. 

Medienwirksame Scheindebatten
Martina Michels konterte den Quotierungsvorschlag gegen-
über epd-Medien: „Die großen Streamingdienste erfüllen die 
20%-Quote vermutlich längst, abgesehen von der prominenten 
Werbung. Andererseits lässt sich die Förderung für cineasti-
sche Vielfalt aus Europa wohl kaum auf diesem antiquierten 
Weg des wirtschaftlichen Protektionismus herbeiregulieren. 
Da hilft auch nicht das wacklige Argument, dass damit etwas 
für die kulturelle Vielfalt getan werden würde. Ich weiß, dass 
die Filmfirmen das nicht gern hören, weil sie derzeit vom Ter-
ritorialprinzip gut leben, doch ich bin dafür, dass eine offene 
Debatte zu Europäischen Lizenzen endlich so geführt wird, 
dass kleine Filmunternehmen nicht krachen gehen, sondern 
mit einer nötigen und sinnvollen europäischen Harmonisierung 
auch überleben ...“.

Von Klippen und Fallen der derzeitigen Debatten

Bei den meisten Regulierungsvorschlägen der DSM-Strategie 
ist die Kulturpolitik oft nur am Rande gefragt, ein Umstand 
der ohnehin nicht erfreulich ist. Bei der Medienpolitik ist 
das anders. Hier schlägt die Stunde des Kulturausschusses 
im Europäischen Parlament. 

Die Kulturpolitikerinnen der GUE/NGL, der linken Fraktion 
im Europäischen Parlament, werden sich in den kommenden 
Monaten einmischen und besonders folgende Punkte 
ausdiskutieren und mit eigenen Vorschlägen untersetzen 
(eine Auswahl):

1. Die Diskussion zur Werbeliberalisierung ist im vollen 
Gange. Heute erscheint es sinnvoller, die Forderung stark zu 
machen, Werbung klar zu kennzeichnen, als sie vom Inhalt 
trennen oder gar verbannen zu wollen. Doch deshalb werden 
wir noch lange kein Productplacement mittragen, so wie es 
die Kommission vorschlägt. 

2. Beim Jugendschutz sind wir dabei, doch wir tragen keine 
Regelungen mit, die mit dem Argument der Bekämpfung von 
Kinderpornografie den Mitgliedsstaaten erneut Netzsperren 
empfehlen, statt das Strafrecht in aller Härte für die reale 
Bekämpfung von Kinderpornografie anzuwenden. 

3. Wir werden darauf achten, dass die Barrierefreiheit 
gebührend behandelt wird, denn der Kulturausschuss hatte 
sich zuvor - gegen die Stimmen der Linken - stark gemacht, 
dass innerhalb des Accessibilty-Acts, die Audiovisuellen 
Medien ausgenommen werden und dies in der neuen AVMD 
geregelt wird. 

4. Beim eigentlichen Thema Auffindbarkeit, bei dem 
es letztlich um Medienpluralität und Vielfalt geht, sollen 
weiterhin die Mitgliedsstaaten alles regeln. Trotzdem 
erwarten wir, dass es dazu grundsätzliche Richtlinien 
geben wird, weil sonst entscheidende Themen aus einer 
verantwortungsvollen Europäischen Medienpolitik letztlich 
wieder ausgeklammert werden. 

5. Neben der Bekämpfung von hatespeech und klar 
geregelten Haftungsfragen für redaktionelle Inhalte auf 
den Sharing-Plattformen halten wir Mindeststandards für 
Qualitätsberichterstattung für diskutabel und werden 
dies als Linke einbringen.




